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Bundeswasserstraßengesetz (WaStrG) 

Vom 2. April 1968 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be¬ 
schlossen: 

Abschnitt 1 
Bundeswasserstraßen 

§ 1 

Binnenwasserstraßen, Seewasserstraßen 

(1) Bundeswasserstraßen nach diesem Gesetz sind 

1. die Binnenwasserstraßen des Bundes, die dem 
allgemeinen Verkehr dienen; als solche gelten 
die in der Anlage zum Gesetz aufgeführten Was¬ 
serstraßen, 

2. die Seewasserstraßen. 

(2) Seewasserstraßen sind die Flächen zwischen 
der Küstenlinie bei mittlerem Hochwasser oder der 
seewärtigen Begrenzung der Binnenwasserstraßen 
und der seewärtigen Begrenzung des Küstenmeeres. 
Zu den Seewasserstraßen gehören nicht die Hafen¬ 
einfahrten, die von Leitdämmen oder Molen ein- 
oder beidseitig begrenzt sind, die Außentiefs, die 
Küstenschutz-, Entwässerungs-, Landgewinnungs¬ 
bauwerke, Badeanlagen und der trockenfallende 
Badestrand. 

(3) Soweit die Erfüllung der Verwaltungsauf¬ 
gaben des Bundes nicht beeinträchtigt wird, kann 
das jeweilige Land das Eigentum des Bundes ah den 
Seewasserstraßen und an den angrenzenden Mün¬ 
dungstrichtern der Binnenwasserstraßen unentgelt¬ 
lich nutzen, 

1. wenn die Nutzung öffentlichen Interessen dient, 
insbesondere zur Landgewinnung, Boden- und 
Wasserentnahme, Errichtung von Hafenanlagen, 
zu Maßnahmen für den Küstenschutz und für den 
Wasserabfluß sowie für die Durchführung des 
Badebetriebes, 

2. zur Ausübung des Jagdrechts, der Muschelfische¬ 
rei, der Schillgewinnung, der Landwirtschaft so¬ 
wie der aus dem Eigentum sich ergebenden Be¬ 
fugnisse zur Nutzung von Bodenschätzen. 


Das Land wird Eigentümer der nach Nummer 1 ge¬ 
wonnenen Land- und Hafenflächen und erriditeten 
Bauwerke. Es kann die Nutzungsbefugnisse nach 
Nummer 1 und 2 im Einzelfall auf einen Dritten 
übertragen. Rechte Dritter bleiben unberührt. 

(4) Zu den Bundeswasserstraßen gehören auch 

1. die bundeseigenen Schiffahrtsanlagen, besonders 
Schleusen, Schleusenkanäle, Wehre, Schiffshebe¬ 
werke, Schutz-, Sicherheits- und Bauhäfen sowie 
bundeseigene Talsperren, Speicherbecken und 
andere bundeseigene Speisungsanlagen, 

2. die ihrer Unterhaltung dienenden bundeseigenen 
Ufergrundstücke, Tonnenhöfe, Bau- und Schirr¬ 
höfe. 

§ 2 

Bestandsänderung 

(1) Soll ein Gewässer Bundeswasserstraße wer¬ 
den oder soll ein Gewässer die Eigenschaft als Bun¬ 
deswasserstraße verlieren, bedarf es einer Verein¬ 
barung zwischen dem Bund, dem Land und dem 
bisherigen oder dem künftigen Eigentümer. Den 
Übergang bewirkt ein Bundesgesetz; der Bundes¬ 
minister für Verkehr wird ermächtigt, im Einver¬ 
nehmen mit dem Bundesminister der Finanzen den 
Übergang von Gewässern oder Gewässerstrecken 
mit nur örtlicher Bedeutung durch Rechtsverord¬ 
nung zu bewirken. 

(2) In Rechtsvorschriften nach Absatz 1 ist die 
Anlage zum Gesetz zu ändern. 

§ 3 

Erweiterung und Durchstiche 

(1) Werden Landflächen an einer Bundeswasser¬ 
straße zum Gewässer und wird dadurch das 
Gewässerbett der Bundeswasserstraße für dauernd 
erweitert, so ist das Gewässer ein Teil der Bundes¬ 
wasserstraße. 








